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Die Neugestaltung von Prager Straße und Wiener Platz in
Dresden ist misslungen, meint Falk Jaeger, 24. April 2018

Die Dresdner Magistrale ist fertig, der Mythos Prager
Straße ist tot (...). Hat das Um­ und Weiterbauen des DDR­
Erbes zu respektablen Ergebnissen geführt, so ist der
Dreh­ und Angelpunkt zwischen Prager Straße und
Hauptbahnhof, ein Produkt der Nachwendezeit und
gerade erst fertig geworden, ein wahres Trauerspiel. Der
Platz selbst ist von banalsten Geschäftsbauten umstan­
den. Selbst das „Kugelhaus“, mit dem an ein Vorkriegs­
kuriosum als Hingucker erinnert werden sollte, hat man
so trivialisiert, dass es sich im Gedächtnis verflüchtigt.

Berliner Preise korrigiert werden,
wo doch die deutsche Hauptstadt
bis vor wenigen Jahren noch mit
etwas Häme als zweitgünstigste
Hauptstadt Europas galt? Nur das
albanische Tirana war damals
erschwinglicher.

Natürlich werden Einige
sagen, dass das Pro­Kopf­
Einkommen Berlins anderen
Metropolen hinterherhinkt. Mit
rund 680.000 Beziehern von
Transferleistungen hat Berlin
mehr Empfänger staatlicher
Unterstützung als ganz Bayern.
Betrachtet man hingegen aus­
schließlich die sozialversiche­
rungspflichtig Beschäftigten, so
liegt Berlin mit beinahe 35.000
Euro p.a. mittlerweile über dem
bundesdeutschen Durchschnitt
(rund 34.000 Euro p.a.) und ledig­
lich hinter Baden­Württemberg,
Bayern, Hessen und Hamburg.

Aufgrund der anhaltenden wirtschaftlichen Dynamik
sowie vergleichsweise günstiger Lebenshaltungskosten ist
von weiterem Arbeitnehmerzuzug auszugehen und in der
Folge von steigenden durchschnittlichen Einkommen.

Der zweite Faktor ist das verfügbare Bauland. Aktuell
hat Berlin Bauland und Nachverdichtungspotenzial für fast
180.000 Wohnungen und somit Potenzial bzw. Platz für
viele Neuberliner. Diese Berechnungen erscheinen eher
konservativ – ich persönlich zeige jedem gern, wie viel ver­
stecktes Potenzial unsere 891,68 km2 noch bieten.

R egelmäßig entkoppeln
sich einzelne Städte von
ihrem Umfeld, und der

nächste Markt, der diesen Schritt
in die Eigenständigkeit vollenden
wird, heißt Berlin. Diese interna­
tionalen Investoren blicken auf
Deutschland durch eine eigene
Brille, der Fokus auf das föderale
System mit seinen regionalen
Zentren ist ihnen eher fremd. Sie
sind es gewohnt, in London oder
Paris zu investieren, und sie sehen
auch in Deutschland nur eine
Stadt: Berlin. 

Kann aber Berlin das halten,
was es verspricht? Ich meine ja –
und Grund dafür ist das, was ich
die Berliner Rendite nenne, die
anderen Regeln unterliegt als die
Renditen und Renditeerwartun­
gen der übrigen deutschen Metro­
polregionen. Die Berliner Rendite
ist anfangs niedrig, das wissen
auch die Investoren und nehmen es wohlwollend in Kauf.
Mittel­ bis langfristig erwarten sie nämlich Steigerungen
und die Anpassung Berlins an das Niveau anderer Groß­
städte. Anderswo erfordern sinkende Renditen eine
Adjustierung von Risiken. Nicht so aber in Berlin. Die
geringeren Anfangsrenditen und weiterhin relativ niedri­
gen Preise begründen die Stabilität des Berliner Marktes.
Die nach wie vor deutlich höheren Einstiege in Städte wie
London, Paris oder auch München könnten eher einiges
an Abschlagstributen einfordern. Wohin aber sollen die

Berliner Rendite ist anders
Das Durchschnittseinkommen der Berliner ist schon höher als z.B. in
Bremen oder dem Saarland. Grund genug für Marcus Buder, Leiter
gewerbliche Immobilienfinanzierung bei der Berliner Sparkasse, an
Renditegesetze zu glauben, die nur für Metropolen gelten.

Marcus Buder.

Allerdings fällt den meisten Kriti­
kern nichts Besseres ein, als nach
einer Ausweitung der Prospektpflicht
zu rufen. Doch hat die Prospektpflicht
bei geschlossenen Fonds dazu
geführt, dass nur gute Angebote auf
den Markt kommen? Ich meine: nein.
Vielmehr diente sie von Anfang an in
erster Linie der Enthaftung der Anbie­
ter, während die meisten Anleger die
Prospekte aufgrund ihrer Komplexität
und des Umfangs nicht verstanden
oder gar nicht erst gelesen haben.
Zahlreiche Gerichtsverfahren belegen
dies deutlich. Sinnvoll ist Regulierung
nur dann, wenn sie ihrem eigentlichen
Zweck dient, nämlich dem Schutz der

Anleger. Regulierungsmodalitäten aus dem analogen
Zeitalter passen einfach nicht mehr zu digitalen

Geschäftsmodellen wie dem Crowdinvesting. Für mich
heißt das: Wir müssen schleunigst digitalkonforme Regu­
lierungsansätze entwickeln, die zum heutigen Informati­
onsverhalten der Anleger passen. Dabei denke ich vor
allem an multimediale Aufklärung. Eine erste Idee wäre,
Anbieter zu verpflichten, zu jedem ihrer Angebote einen
kurzen Film zu produzieren, in dem nach definierten
Anforderungen die wichtigsten Themen und Risiken ver­
ständlich erklärt werden.

Wir können nicht digitale Geschäftsmodelle vorantrei­
ben, um diese dann zu regulieren wie Sparkassenpro­
dukte aus dem vorherigen Jahrhundert. Kein Anleger, der
online investiert, gerade weil es schnell und mit wenigen
Klicks möglich ist, will einen 100­seitigen Prospekt lesen.
Ein lösungsorientierter Dialog mit neuen Denkansätzen
zwischen dem Gesetzgeber, der Aufsicht, Verbraucher­
vertretern und den Anbietern wäre wünschenswert. Aus
meiner Sicht wird aktuell aber leider von vielen Beteilig­
ten noch weitgehend in überholten Strukturen gedacht. 

Z u wenig Informationen, zu
wenig Transparenz lautet 
vielfach der Vorwurf an die

Crowdinvesting­Plattformen. Einer
aktuellen Studie zufolge klären 
die Vermögensanlageninformations­
blätter (VIB) oft nicht ausreichend auf.

Nun sind „mehr Information“ und
„mehr Transparenz“ natürlich immer
gut. Doch zum einen untersucht die
Studie leider einen veralteten Zeit­
raum – nämlich von vor der letzten
Gesetzesänderung, durch die die
Anforderungen an VIB gestiegen sind.
Vor allem aber wird der wichtigste
Punkt nicht thematisiert: Wenn wir
innovative digitale Finanzanlagen för­
dern möchten, benötigen wir auch innovative Regulie­
rungsmodelle. 

Kurzfilme sind besser als Prospekte
Eine Ausweitung der Prospektpflicht für Kapitalanlagen in Immobilien ist nicht zielführend, meint Marc
Laubenheimer, Geschäftsführer der Crowdinvesting­Plattform von Engel & Völkers Capital. Das passe
nicht mehr zu digitalen Geschäftsmodellen wie dem Crowdinvesting. 

Marc Laubenheimer. Quelle: EVC Crowdinvest
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Euroboden erweitert seinen Radius
Der Grünwalder Entwickler Euroboden will künftig in
weiteren deutschen Städten exklusive Wohnprojekte
umsetzen. Als neues Betätigungsfeld kommen zudem
Büroimmobilien hinzu. Seite 4

Savills IM startet Reit­Fonds
Es hat etwas gedauert, aber jetzt darf Thomas Körfgen
weltweit Aktien von Reits und Immobilien­AGs 
einkaufen. Noch kann er aber keine großen Sprünge
machen. Seite 4

Patrizia passt seine Organisation an
Der Investmentmanager Patrizia hat drei Übernahmen
von internationalen Fondsgesellschaften hinter sich.
Viele leitende Positionen werden neu besetzt und es
werden Kostensparpotenziale gesucht. Seite 5

Gewerbemakler starten fulminant
Die großen Gewerbemakler sind gut ins Jahr gestartet.
CBRE, JLL und Colliers International melden für das
erste Quartal 2018 zweistellige Wachstumsraten beim
Umsatz und blicken optimistisch in die Zukunft. Seite 6

Gegenbauer steigert Umsatz
Der Facility­Manager ist in seinem ersten gemeinsa­
men Geschäftsjahr mit der RGM­Gruppe gewachsen,
besonders im technischen Segment. Seite 9

denn‘s Biomarkt hängt alle ab
Die Kette denn‘s ist der Filialchampion unter den Bio­
Supermärkten in Deutschland. Von jetzt 300 will sie in
zehn Jahren auf 600 Märkte wachsen. Seite 10

Kleinfläche für Decathlon nur „Notnagel“
Innenstadtläden in München, Stuttgart und Berlin
ändern nichts daran, dass Decathlon große Fach­
märkte will. „Innenstädte sind für uns nur Plan­B­
Lagen“, sagt Decathlon­Manager Niemann. Seite 11

Eine Cloud für die Wohnungswirtschaft
Die Anforderungen von Wohnungsnutzern an die
Datenverfügbarkeit steigen. Das fördert laut Haufe­
Lexware Real Estate mobile Cloud­Lösungen für die
Immobilienwirtschaft. Seite 13
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40%
sind die Preise für Industriegrundstücke im Umland
der US­Metropole Portland binnen sechs Jahren
gestiegen. Grund ist der Boom beim Anbau von 
Marihuana. Die Pflanzenzüchter haben alle Flächen 
aufgekauft, konventionelle Industriebetriebe finden
keinen Raum für Expansion mehr.

„Nicht alles, was auf einem Berg verkündet wird, ist eine
Offenbarung.“

BVI­Chef Thomas Richter kritisiert die auf der Zugspitze gefassten Beschlüsse der Koalitionsfraktionen zur Einführung
des Baukindergelds als Verschwendung von Steuergeld.
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Airbnb ist zum „Asibnb“ mutiert, schreibt Markus Felden­
kirchen, 28. April 2018

Wie viele andere Ideen aus dem Silicon Valley klang auch
die Airbnb­Idee anfangs sympathisch (...). Dann kamen
die Geier. Inzwischen ist Airbnb eine Hüpfburg für gierige
Privatbesitzer und professionelle Spekulanten. In belieb­
ten Großstädten trieben Airbnb und andere Plattformen
die Mieten in die Höhe und sorgten für die Verknappung
von Wohnraum. (...) In Berlin versuchte die Politik, mit
immer neuen Maßnahmen wenigstens halbherzig gegen­
zusteuern. Aber um diese zu kontrollieren, fehlten Geld
und Personal. Wie man es macht, hat nun die Regierung
der Stadt Palma de Mallorca gezeigt. Sie will die Vermie­
tung auf Airbnb ab 1. Juli einfach verbieten. Das ist gar
nicht schwer und tut nicht mal weh.


